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F O R S C H U N G S B E R I C H T E

Hans Christian Jensen, Hjørring

Religiöse Toleranz im plurikonfessionellen 
Siebenbürgen 1542–1571*

1. Fragestellung

Das 16. Jahrhundert war für Siebenbürgen wie für ganz Europa das Zeitalter 
der Wechselwirkung von Politik und Religion. Nach der Dreiteilung des un-
garischen Reichsgebietes im Jahr 1541 gab es Tendenzen zur religiösen Tole-
ranz im neu gegründeten Fürstentum Siebenbürgen, wo sich in den nächsten 
drei Jahrzehnten Fragen der religiösen Überzeugung mit staatsrechtlichen 
Bestimmungen verbanden. Einerseits bestimmten die äußeren politischen 
Umstände die Verhältnisse des Pufferstaats zwischen habsburgischer und 
osmanischer Herrschaft mit.1 Andererseits besaß das teilautonome Fürsten-
tum keine vollständige, geschriebene Verfassung; dafür bestanden verfas-
sungsmäßige Bestimmungen, die auf Vorschlag des Fürsten oder der Stände 
auf den verfassunggebenden Landtagen zustande kamen.2 In diesem Rahmen 
kam es zwischen 1542 und 1571 zum Erlass von mehreren Dekreten über 
religiöse Toleranz: 1557 wurde die volle Gleichberechtigung vom Katholizis-
mus und vom Luthertum kodifiziert, 1564 erhielt der Calvinismus den glei-
chen Status, und 1568 wurde der Unitarismus auch als gleichberechtigt aner-
kannt. Zudem enthielten diese Bestimmungen die erste legislative Erklärung 
zur individuellen Religionsfreiheit in der europäischen Verfassungsgeschichte. 

* Bearbeitete Fassung einer Hausarbeit an der Universität Wien im Seminar „Religiöse Viel-
falt und konfessionelle Interaktion in Südosteuropa, 16.–18. Jahrhundert“, das im Winterse-
mester 2020/2021 unter der Leitung von Dr. Ioannis Zelepos stattfand.

1 Ludwig Binder: Grundlagen und Formen der Toleranz in Siebenbürgen bis zur Mitte des 17. 
Jahrhunderts. Köln/Wien 1976, 2.

2 Krista Zach: Konfessionelle Pluralität, Stände und Nation. Ausgewählte Abhandlungen zur 
südosteuropäischen Religions- und Gesellschaftsgeschichte. Hgg. Joachim Bahlcke, Konrad 
Gündisch. Münster 2004, 58–66.
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Es kam nicht von vornherein zur Anerkennung aller Glaubensrichtungen im 
frühneuzeitlichen siebenbürgischen Fürstentum. Nichtsdestoweniger ist hier 
die Rede von einer außergewöhnlichen rechtlichen Entwicklung. Die Gesetze 
blieben ohne Nachahmung im Europa des 16. Jahrhunderts.3

Wenn nun so verhältnismäßig tolerante Bestimmungen im frühneuzeitli-
chen Fürstentum Siebenbürgen erlassen wurden, wird zunächst zu fragen 
sein, welche Voraussetzungen dieser Entwicklung zugrunde lagen. Darüber 
hinaus werden sowohl die im Gesetz verankerte religiöse Toleranz der vier 
rezipierten Konfessionen als auch die Haltungen der wesentlichen Parteien in 
Siebenbürgen zu dieser Tolerierung untersucht.

2. Einleitende Bemerkung 

Der Begriff religiöse Toleranz ist problematisch, da die heutige Perzeption erst 
im 18. Jahrhundert entstanden ist.4 Dem Historiker Hartmut Zinser zufolge 
sei das Recht auf Glaubens- und Religionsfreiheit erstmals in die französische 
Verfassung von 1789 und in die im gleichen Jahr verabschiedete Verfassung 
der Vereinigten Staaten von Amerika aufgenommen worden.5 Seitdem habe 
sich die religiöse Toleranz Schritt für Schritt entwickelt, so dass man in der 
modernen Gesellschaft die Möglichkeit habe, aus einer Religionsgemein-
schaft auszutreten, in eine andere einzutreten und sogar wieder auszutreten.6

Allerdings ist der besagte Begriff als eine sich entwickelnde Größe betrachtet 
werden. 

Zuerst ist Religionsfreiheit von religiöser Toleranz zu unterscheiden. Zwar 
gab es laut Zinser vor dem späten 18. Jahrhundert keine verfassungsrechtlich 
verankertes Recht auf Religionsfreiheit. Religiöse Tolerierung ist aber in der 
Geschichte identifizierbar. Der römische Staat duldete im Prinzip fremde 
Religionen, solange sie den römischen Machtstatus nicht antasteten. Nach der 
Erhebung des Christentums zur Staatsreligion kam es dennoch zur Heiden-
verfolgung, Ausrottung der Katharer, Vertreibung der Juden und Ketzerver-
brennung. Trotz der Reformation war Intoleranz in christlichen Staaten anzu-

3 Márta Fata: Ungarn, das Reich der Stephanskrone, im Zeitalter der Reformation und Kon-
fessionalisierung. Multiethnizität, Land und Konfession 1500 bis 1700. Münster 2000, 108. 

4 István Keul: Early Modern Religious Communities in East-Central Europe. Ethnic Diversity, 
Denominational Plurality, and Corporative Politics in the Principality of Transylvania 
(1526–1691). Leiden 2009, 239. 

5 Hartmut Zinser: Der Markt der Religionen. München 1997, 15.
6 Ebenda, 29.
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treffen, da Reformierte, Wiedertäufer und andere Schwärmer noch verfolgt 
wurden.7 Der Islam war über lange Perioden tolerant, indem Leute des Buches, 
also Juden und Christen, durch das Millet-System einen besonderen Rechts-
status genossen.8 Außerdem kam es weder zur gezielten noch organisierten 
Islamisierung der Untertanen in der vom Osmanischen Reich eroberten Re-
gion Rumelien.9 Damit gab es zwar eine gewisse religiöse Toleranz, nicht aber 
Religionsfreiheit, da der Übertritt vom Islam zum Judentum oder Christen-
tum als Apostasie betrachtet wurde und mit dem Tod bestraft werden konnte. 
Zinser zufolge seien die großen monotheistischen Religionen oft der Tendenz 
zur Bevormundung erlegen und selten prinzipiell tolerant gewesen.10 Aller-
dings sei die Idee der religiösen Toleranz und schließlich der Religionsfreiheit 
in Europa entstanden, wo verheerende Religionskriege zur Einsicht geführt 
habe: Es war »sinnlos und vergeblich, den Menschen einen bestimmten Glau-
ben aufnötigen zu wollen. Religiöse Intoleranz erwies sich auch als wirtschaft-
lich schädlich, so daß die Obrigkeiten selber ein Interesse an der Tolerierung 
Andersgläubiger bekamen, solange sie ihre Steuern bezahlten und die ande-
ren sozialen Pflichten erfüllten.«11

Obwohl so in Frankreich, England und in den Niederlanden religiöse 
Duldung aufkeimte, galten keine umfassenden Religionsfreiheiten.12 Laut 
Zinser habe erst das Gedankengut der Aufklärung wesentlich zur Durchset-
zung der Toleranz beigetragen. Wegen der steigenden Bevölkerungsmischung 
und Entwicklung des modernen Verkehrs während der Industrialisierung sei 
die Aufrechterhaltung monokonfessioneller Gebiete fast unmöglich gewor-
den. Mit der Französischen Revolution sei es dank der Erklärung der Men-
schenrechte erstmals zur Gewährung der Religionsfreiheit im europäischen 
Raum gekommen. Seitdem gehöre Glaubens- und Religionsfreiheit zu den 
grundlegenden Menschenrechten und sei zudem in der Erklärung der Men-

7 Ebenda, 16.
8 Yohanan Friedmann: Tolerance and Coercion in Islam. Interfaith Relations in the Muslim 

tradition. Cambridge/New York 2006, 93–95.
9 Geschichte Südosteuropas. Vom frühen Mittelalter bis zur Gegenwart. Hgg. Oliver Jens 

Schmitt, Konrad Clewing. Regensburg 2011, 258.
10 Zinser: Der Markt der Religionen, 17.
11 Ebenda, 20.
12 Das Edikt von Nantes von 1598 bedeutete für die Hugenotten im katholischen Frankreich 

religiöse Toleranz und Bürgerrechte. In den calvinistischen Niederlanden führte 1618 die 
Synode von Dordrecht zur Duldung des Katholizismus. John Lockes Brief über die Toleranz 
und die Toleranzakte von 1689 förderten eine protestantische Barmherzigkeit in England. 
Unter Berücksichtigung der Theorie von Rainer Forst sind diese Toleranzsituationen als 
Erlaubnis-Konzeption zu bezeichnen. Siehe hier Abschnitt 3.
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schenrechte der Vereinten Nationen verankert.13 Zinser schlussfolgert, dass es 
letzten Endes zur Herausbildung eines Marktes der Religionen gekommen sei, 
auf dem Religionen heute verhandelt werden könnten.14

Die Beschäftigung mit religiöser Toleranz erfordert die Berücksichtigung 
der historischen Entwicklung des Begriffs. Die gegenwärtige Bedeutung von 
religiöser Toleranz kann kaum als Grundlage für die Auseinandersetzung mit 
der Toleranz in der Frühen Neuzeit dienen: Teils wurde religiöse Toleranz im 
Allgemeinen nicht als eine moralische Tugend angesehen, teils konnte von 
einer umfassenden, durch das Gesetz gesicherte religiöse Toleranz meist nicht 
die Rede sein. Trotz des deutlichen Unterschieds zwischen dem frühneuzeit-
lichen Konzept und dem heutigen Begriff verheißt eine fachgeschichtliche 
Untersuchung der religiösen Toleranz wesentliche Einsichten, da der Weg 
zum heutigen Verständnis von religiöser Toleranz durch die historische Ent-
wicklung zu verstehen ist. 

3. Der theoretische Rahmen

Bei Toleranz dreht es sich um einen Konfliktbegriff, da die Bedeutung von 
Toleranz auch in der Gegenwart sowohl unklar als auch umstritten ist.15 Des-
wegen ist eine Klärung des Begriffs erforderlich. Nachfolgend wird hierfür 
das Toleranzkonzept des deutschen Philosophen Rainer Forsts skizziert.

Forst argumentiert, Toleranz sei als Menschheitsthema nicht auf eine be-
stimmte Kultur oder Epoche zu beschränken: Solange es Religion gebe, werde 
es auch das Problem von Andersgläubigen, von Häretikern und von Ungläu-
bigen geben.16 Allerdings entstehe Toleranz dort, wo die im Konflikt stehen-
den Parteien zur Auffassung kämen, dass der Grund für Akzeptanz den 
Grund für Ablehnung übertrumpfe.17 Forst zufolge könne die Toleranzbe-
gründung von religiösen über politisch-pragmatische bis hin zu ethischen 
und moralischen Erwägungen reichen. Dabei sei Intoleranz nicht als Gegen-
begriff zur Toleranz zu verstehen, da sie eher eine Vorbedingung für Toleranz 
sei. Vielmehr stehe die Überzeugung beziehungsweise die Praktik, die nicht 
als hinreichend wichtig erachtet werde, um ein negatives Urteil zu fällen, im 

13 Zinser: Der Markt der Religionen, 21.
14 Ebenda, 31.
15 Vgl. Rainer Forst: Toleranz im Konflikt. Geschichte, Gehalt und Gegenwart eines umstritte-

nen Begriffs. Frankfurt am Main 52017, 13.
16 Ebenda, 12.
17 Ebenda, 14.
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Kontrast zur Toleranz.18 Das Konzept Toleranz ist zwar vielfältig und umstrit-
ten. Es können aber vier spezifische Konzeptionen von Toleranz identifiziert 
werden, die auf unterschiedlichen Grundlagen beruhen. Dazu zählen Erlaub-
nis-Konzeption, Koexistenz-Konzeption, Respekt-Konzeption und Wert-
schätzungs-Konzeption.

Die Erlaubnis-Konzeption bezeichnet die Beziehung zwischen den autori-
tären Toleranzsubjekten und den abweichenden Toleranzobjekten. Die Tole-
ranz besteht darin, dass die untergeordnete Toleranzpartei ihre Überzeugung 
und Praktiken behalten darf, solange die Machtposition der Autorität nicht in 
Frage gestellt wird. Laut Forst könne die Erlaubnis sowohl pragmatisch als 
auch prinzipiell erfolgen. Möglich sei sie »aus pragmatischen Gründen, da die 
tolerierte Minderheit nicht die öffentliche Ruhe und Ordnung stört, während 
aber andererseits ihr Bekämpfen erhebliche Kosten mit sich bringen würde; 
und aus prinzipiellen Gründen, da es […] als illegitim (und nicht nur, ggfs. 
aber auch als unmöglich) angesehen wird, Personen dazu zu zwingen, ihre 
tiefsten, insbesondere religiösen Überzeugungen aufzugeben«.19

Dabei ist ein wichtiger Parameter die Toleranzrelation zwischen den Tole-
ranzsubjekten und den Toleranzobjekten, die hier als vertikal und nicht-rezi-
prok bezeichnet wird, da nur die machtvollere Toleranzpartei der untergeord-
neten Erlaubnis erteilt. Da die Machtrelation beibehalten werden muss, 
kommt der Ausdruck der andersartigen Überzeugung beziehungsweise Prak-
tik der tolerierten Partei hauptsächlich im privaten Raum vor. Dennoch ist 
eine Duldung zu beobachten: Wenn die Machtstruktur von den Toleranzob-
jekten hingenommen wird, ist ihre Abweichung erlaubt, obschon sie von den 
autoritären Toleranzsubjekten weder als wertvoll noch als gleichberechtigt 
betrachtet wird.20

Die Koexistenz-Konzeption entsteht, wenn gleich starke Toleranzparteien 
sich gegenüberstehen, die eine Präferenz für ein friedliches Zusammenleben 
haben. Dabei dient die pragmatisch-instrumentell begründete Koexistenz-
Toleranz als ein Mittel zur Konfliktvermeidung, das allerdings keinen stabilen 
Zustand ermöglicht, da eine Verschiebung des Machtverhältnisses zwischen 
den Toleranzparteien die Toleranzsituation verändern kann.21 Im Vergleich 
zur Erlaubnis-Konzeption verändert sich hier die Beziehung zwischen den 

18 Ebenda, 32.
19 Ebenda, 43.
20 Ebenda, 43–44.
21 Ebenda, 44.
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Toleranzsubjekten und den Toleranzobjekten, da die Toleranzrelation nicht 
vertikal, sondern horizontal ist. Somit sind die einander gegenüberstehenden 
Toleranzparteien die Tolerierenden und zugleich die Tolerierten.22 Forst 
meint, dass es zu zwei Arten von Koexistenz kommen könne: Die instabilere 
erste Art sei die Folge eines intensiven und erfolglosen Konflikts, wenn ein 
Waffenstilstand von den ermatteten Toleranzparteien bevorzugt werde. Die 
stabilere zweite Art beruhe darauf, dass eine dauerhaftere Entwicklung von 
möglichst neutralen Strukturen durch einen von allen Seiten akzeptierten 
Rechtszustand entstehe. Nichtsdestoweniger gebe es bei der Koexistenz-
Konzeption keine wechselseitige Anerkennung, sondern vielmehr eine not-
wendige Duldung der Anderen.23

Bei der Respekt-Konzeption handelt es sich um eine wechselseitige Aner-
kennung der Toleranzparteien trotz unterschiedlicher Kulturen und Vorstel-
lungen vom wertvollen Leben. Forst zufolge könne es moralische Begründun-
gen dafür geben, dass die eine Seite die andere als gleichberechtigtes Mitglied 
der Gemeinschaft respektiere.24 Zudem werde die Ausübung von Praktiken 
zugesichert. Forst beschreibt, dass diese sich wechselseitig tolerierende Ge-
meinschaft auf Grundideen beruhe, »die alle Bürger gleichermaßen akzeptie-
ren können, und die nicht eine ›ethische Gemeinschaft‹ (zum Beispiel eine 
Religionsgemeinschaft) bevorteilen«.25 Damit ist die Rede von einer Toleranz-
situation, in der die tolerierte Partei ihre kulturelle Identität nicht verleugnen 
muss, um vollwertiges Mitglied der Gemeinschaft zu werden.

Schlussendlich gibt es die Wertschätzungs-Konzeption, die nicht nur einen 
wechselseitigen Respekt der Kultur und Religion zwischen den Toleranzsub-
jekten und Toleranzobjekten bezeichnet, sondern auch eine anspruchsvollere 
Form der Anerkennung enthält, indem es zur gegenseitigen Wertschätzung 
der Überzeugungen und Praktiken kommt. Zwar erachtet die tolerierende 
Partei den gegenüberstehenden religiösen Lebensweg nicht als ebenso gut wie 
ihren eigenen, betrachtet aber bestimmte Aspekte als wertvoll für die Ge-
meinschaft. Damit gibt es noch eine gewisse Rivalität zwischen den unter-
schiedlichen religiösen Lebenswegen innerhalb der Gemeinschaft, aber dieser 
Wertpluralismus ist sowohl tolerierbar als auch zum Teil zu schätzen.26

22 Ebenda.
23 Ebenda, 44–45.
24 Ebenda, 46.
25 Ebenda.
26 Ebenda, 48.



H.  Ch .  Jens en :  Rel ig iö s e  Tol e ranz  im  p lur ikonfe s s ionel l en  S i ebenbürgen 183

Für die vier Konzeptionen von religiöser Toleranz wird eine der wichtigen 
Fragen sein, ob die Toleranz von Personen, Gruppen, der Gesellschaft oder 
vom Staat gefördert wird.27 Forst stellt hierzu fest, dass man zwischen Prakti-
ken und Haltungen unterscheiden müsse. Es gebe sowohl Praktiken, die 
durch rechtlich-politische Anerkennung auszuüben seien, als auch individu-
elle Haltungen zu diesen anerkannten Überzeugungen und Praktiken. »Erste-
res kann durchaus ohne Letzteres vorkommen, denn es ist möglich, dass es in 
einem Staat eine ›Politik der Toleranz‹ und somit bestimmte Rechte für Min-
derheiten gibt, obwohl die Mehrheit der Bürger dies ablehnt und ohne dass 
die Regierung, die diese Rechte gewährt, eine tolerante Haltung hat, sondern 
ein ganz anderes machtpolitisches Kalkül verfolgt.«28 Bei der Auseinanderset-
zung mit religiöser Toleranz sind deshalb nicht nur die konzeptionellen 
Grundformen, sondern auch die individuellen Haltungen zu beachten, da 
Überzeugungssysteme, Weltanschauungen, gar Personen selbst und einzelne 
Handlungen eine Rolle für die Toleranzsituation zu spielen vermögen.29

Die Verwendung des Begriffsapparates von Rainer Forst ermöglicht ein 
sinnvolles analytisches Grundverständnis von religiöser Toleranz in Sieben-
bürgen. Obschon die vier Konzeptionen elementare Grundformen sind, kön-
nen sie freilich zur Identifizierung grundlegender Toleranzkonzeptionen und 
gegebenenfalls Beweggründen dienen. Außerdem können sowohl die Tole-
ranzrelationen zwischen den Toleranzsubjekten und den Toleranzobjekten als 
auch die individuellen Haltungen zur gesetzlichen Tolerierung beobachtet 
werden.

4. Analyse

Nachfolgend werden zuerst die von der Geschichtsschreibung gut beschriebe-
nen Voraussetzungen für die rechtliche Entwicklung der religiösen Toleranz 
im frühneuzeitlichen Fürstentum Siebenbürgen dargestellt. Im Rahmen der 
Theorie zu religiöser Toleranz folgt ein Abriss der siebenbürgischen Dekrete 
zwischen 1542 und 1571. Nach der Skizze der gesetzlich verankerten Aner-
kennungen der vier rezipierten Konfessionen sind die Haltungen der wesent-

27 Ebenda, 31.
28 Ebenda, 41.
29 Ebenda, 31.
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lichen Parteien im Fürstentum zur rechtlichen Tolerierung der Konfessionen 
zu untersuchen.30

4. 1. Voraussetzungen für religiöse Toleranz im Siebenbürgen 
der Frühen Neuzeit
Die siebenbürgischen Bestimmungen zur religiösen Toleranz waren außeror-
dentlich liberal. Die Historikerin Márta Fata stellt fest, dass es in Siebenbür-
gen tatsächlich zur ersten legislativen Erklärung zur individuellen Religions-
freiheit in der europäischen Verfassungsgeschichte gekommen sei.31 Nach 
einhelliger Forschungsmeinung war die religiöse Toleranz in Siebenbürgen 
das Ergebnis zweier Faktoren: Einerseits der äußeren politischen Umstände, 
andererseits der inneren Struktur und Politik des Fürstentums.32

Die Verhältnisse im Siebenbürgen des 16. Jahrhunderts waren durch die 
osmanische Expansion in Europa bestimmt. Nachdem Sultan Süleyman I. der 
Prächtige 1521 die Festung Belgrad eingenommen hatte, führte er 1526 einen 
Vorstoß gegen das Königreich Ungarn durch, der für Ostmitteleuropa schick-
salsbestimmend werden sollte. In der Schlacht bei Mohács am 29. August 
1526 vernichteten die Osmanen das ungarische Heer, der König und ein 
Großteil der weltlichen und kirchlichen Würdenträger des ungarischen Rei-
ches fielen und das mittelalterliche Königreich Ungarn ging unter.33 Mit der 
Dreiteilung Ungarns im Jahr 1541 wurde das mittlere Ungarn integraler Be-
standteil des Osmanischen Reiches und ein westlicher Gebietsstreifen mit 
dem kroatischen Kernland im Süden und Oberungarn im Nordosten als das 
königliche Ungarn unter der Herrschaft des Hauses Habsburg zusammenge-
führt, während die im östlichen Teil liegende bisherige Woiwodschaft Sieben-
bürgen eine weitgehende innere Selbstbeständigkeit erhielt.34 Trotz der Teil-

30 Zwar eignen sich die siebenbürgische Religionspolitik dieser Periode im Allgemeinen und 
die Haltungen der wesentlichen Parteien zu den Religionsgesetzen im Besonderen als Test-
fall für eine Analyse im Rahmen des Konfessionalisierungsparadigmas. Aber diese Arbeit 
wählt die religiöse Toleranz zum Ausgangspunkt. Zur Konfessionalisierung in Siebenbürgen 
weiterführend: Konfessionalisierung in Ostmitteleuropa: Wirkungen des religiösen Wandels 
im 16. und 17. Jahrhundert in Staat, Gesellschaft und Kultur. Hgg. Joachim Bahlcke, Arno 
Strohmeyer. Stuttgart 1999.

31 Fata: Ungarn, 108.
32 Keul: Early Modern Religious Communities, 239.
33 Harald Roth: Kleine Geschichte Siebenbürgens. Köln [u. a.] 1996, 47.
34 Geschichte Südosteuropas 296.
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autonomie stand das neue Siebenbürgen als Fürstentum von Anbeginn unter 
osmanischer Oberhoheit.35

Zunächst spielte die außenpolitische Lage Siebenbürgens eine wesentliche 
Rolle. Zwar wurde das religiöse Leben im osmanisch besetzten ungarischen 
Gebiet zum Teil eingeschränkt. Doch der Historiker István Keul führt aus, 
dass die osmanische Oberhoheit ein Eingreifen in die inneren Angelegenhei-
ten Siebenbürgens nicht für notwendig gehalten habe.36 Somit kam es weder 
zur direkten Administration noch zur kontinuierlichen Anwesenheit osmani-
scher Autoritäten im tributpflichtigen Fürstentum. Der Grund für diese Ent-
scheidung lag wohl teilweise an der osmanischen Tendenz zur religiösen To-
leranz: Als Leute des Buches besaßen Christen und Juden Anspruch auf Schutz 
und durften nach ihren eigenen religiösen Gesetzen leben, solange sie den 
türkischen Tribut entrichteten. Da Siebenbürgen mit Erlaubnis der hohen 
Pforte eine Reihe von souveränen Rechten ausüben durfte, hatten Fürst und 
Landtag weitgehend freie Hand, auch wenn sie zwischen Osmanen und Habs-
burgern balancieren mussten. Deshalb lautet die grundlegende Schlussfolge-
rung, dass das Osmanische Reich das Toleranzdenken in Siebenbürgen kaum 
direkt beeinflusst, die seltene Einmischung der starken islamischen Oberho-
heit aber teilweise das Gedeihen von Toleranz ermöglicht habe.

Außerdem waren sowohl die innere Struktur als auch die politische Situa-
tion wichtig für die religiöse Toleranz in Siebenbürgen. Zwar bewirkte die 
Dreiteilung Ungarns bedeutsame Grenzverschiebungen, aber im siebenbürgi-
schen Gebiet bestanden Sonderentwicklungen, die im 15. Jahrhundert begon-
nen hatten.37 Hier hatte sich ein eigener Landstand mit Selbstverwaltung he-
rausgebildet, den Márta Fata wie folgt beschreibt: »The three political ›nations‹ 
of Transylvania, namely the Hungarian nobility, Szekler lords, and Transylva-
nian Saxons, formed a union during the 1437 peasant revolt […]. These three 
constituent elements of the political community of Transylvania were repre-
sented in the diet which dealt with all matters pertaining to the province.«38

Diese drei Nationen besaßen nicht nur Selbstbestimmungs- und Gleichstel-
lungsrechte, sondern konstituierten auch die zentralen Elemente des verfas-
sunggebenden Landtags. Diese Landesversammlung entwickelte die Gepflo-

35 Roth: Kleine Geschichte Siebenbürgens, 49.
36 Keul: Early Modern Religious Communities, 240–242.
37 Keul: Early Modern Religious Communities, 240.
38 Márta Fata: The Kingdom of Hungary and Principality of Transylvania. In: Howard Lout-

han – Graeme Murdock: A Companion to the Reformation in Central Europe. Leiden/Bo-
ston 2015, 92–120, hier 113.
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genheit, alle bedeutenden politischen und religiösen Fragen zur Sprache 
kommen zu lassen. Laut dem Historiker Ludwig Binder sei es bei wichtigen 
Landesangelegenheiten häufig zu Kompromisslösungen gekommen, da die 
Nationen aufeinander angewiesen gewesen seien, und Landtagsbeschlüsse in 
Einmütigkeit hätten gefasst werden müssen.39 Diese Strukturen bestanden 
nach der Dreiteilung Ungarns, als der Landtag im vielfältigen und plurikon-
fessionellen Fürstentum Siebenbürgen wirkte, wo sowohl drei Sprachgruppen 
als auch fünf Konfessionen nebeneinander existierten. Der Theologe Volker 
Leppin meint, es habe Bestrebungen gegeben, das Fürstentum so weit wie 
möglich innerstaatlich zu stärken. Deswegen hätten alle die gleichen Rechte 
zugestanden bekommen, um die Vorherrschaft einer der Nationen oder Kon-
fessionen zu vermeiden.40 Damit war nicht nur die politische und rechtliche 
Struktur, sondern auch die politische Situation die Grundlage der religiösen 
Toleranz in Siebenbürgen.

Wenn ein kurzer Blick auf die gesetzliche Toleranz in den benachbarten 
europäischen Staaten geworfen wird, sind mehrere Formen religiöser Tole-
ranz in der Frühen Neuzeit zu beobachten. Laut der Kulturhistorikerin Laura 
Lisy-Wagner sei es entweder zur basalen religiösen Toleranz, wenn die Auto-
rität abweichende religiöse Minderheiten nicht habe bekämpfen können, oder 
zum friedlichen Zusammenleben gekommen, wenn politische und soziale 
Stabilität bevorzugt worden sei.41 Der Grundsatz cuius regio, cuius religio des 
Augsburger Religionsfriedens von 1555 war ein Paradebeispiel für die Koexis-
tenz-Konzeption zwischen Katholiken und Lutheranern im römisch-deut-
schen Gebiet. Zudem gab es in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts eine 
zunehmende Förderung von einer gesetzlichen, religiösen Toleranz in der 
polnisch-litauischen Personalunion, wo eine Respekt-Konzeption für den 
Adel als Bedingung an den neuen König bei der Königswahl 1573 verlangt 
wurde.42 Letztendlich war eine ausgeprägte Erlaubnis-Konzeption im osma-
nisch kontrollierten ungarischen Gebiet zu finden, da christliche Glaubens-
richtungen im Millet-System zwar toleriert wurden, aber die christlichen Un-
tertanen den Umbau von Kirchen zu Moscheen und ein Verbot von 

39 Binder: Grundlagen, 12.
40 Volker Leppin: Siebenbürgen: ein kirchenhistorischer Sonderfall von allgemeiner Bedeu-

tung. In: Konfessionsbildung und Konfessionskultur in Siebenbürgen in der Frühen Neu-
zeit. Hgg. Volker Leppin, Ulrich A. Wien. Stuttgart 2005, 7–13, hier 11–12.

41 Laura Lisy-Wagner – Graeme Murdock: Tolerance and Intolerance. In: Louthan – Murdock: 
A Companion, 451-474, hier 452.

42 Ebenda, 456.
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Kirchenmusik und Glockengeläut hinnehmen mussten.43 Deshalb nahm die 
gesetzliche religiöse Toleranz in der Regel die Form der Erlaubnis- oder der 
Koexistenz-Konzeption an.

Die religiöse Toleranz in Siebenbürgen unterschied sich wesentlich von 
der Rechtslage in anderen Staaten, da – wie erwähnt – mehrere Konfessionen 
im Fürstentum Siebenbürgen anerkannt waren.44 Es entstand eine individu-
elle Religionsfreiheit. Im Vergleich zu den Verhältnissen in den oben genann-
ten Staaten nahm die religiöse Toleranz in den Beschlüssen des siebenbürgi-
schen Landtags zwischen 1542 und 1571 Schritt für Schritt die Form einer 
Respekt-Konzeption an. Die Gesetze sind, so Márta Fata, im Europa des 16. 
Jahrhunderts ohne Nachahmung geblieben.45

4. 2. Religiöse Toleranz in den Dekreten des siebenbürgischen Landtags 
zwischen 1542 und 1571 
Das Fürstentum Siebenbürgen wurde nach dem Prinzip der Gewaltenteilung 
zwischen Fürsten, fürstlichem Rat und Ständeversammlung regiert, in der 
untersuchten Periode aber mit einem Übergewicht der Stände. Die wichtigs-
ten Gesetzesbeschlüsse traf man auf den verfassunggebenden Landtagen, die 
vermutlich aus 138 bis 200 Abgeordneten der drei ständischen Nationen be-
standen.46 Dazu gehörten 1542–1571 mehrere Dekrete zur religiöse Toleranz. 
Nachfolgend werden diese Dekrete unter Anwendung der Theorie zur religi-
ösen Toleranz skizziert.

Auf dem siebenbürgischen Landtag zu Thorenburg (Torda, Turda) 1542 
wurden zwar keine religiösen Fragen, dafür aber die Rechte der drei Nationen 
debattiert. Zuerst gaben die Nationen ihre Absicht bekannt, »gegenseitig Frie-
den zu halten, alle Angelegenheiten des Reiches auf dieselbe Weise und durch 
gleichen Rat und Übereinstimmung aller zu ordnen, und dem Statthalter ge-
horsam zu sein gemäß der Freiheit und alten Gewohnheit des Reiches«.47 Das 
Recht der drei Nationen, ihre inneren Angelegenheiten selbst zu ordnen, 
wurde bekräftigt, was für die Religionspolitik in Siebenbürgen grundlegend 
wurde, denn Religiosität sollte zu den inneren Angelegenheiten der Nationen 

43 Keul: Early Modern Religious Communities, 241.
44 Leppin: Siebenbürgen, 11–12.
45 Fata: Ungarn, 108.
46 Ebenda, 65.
47 Landtagsartikel vom 31. März 1542. In: Quellen zur Geschichte der Siebenbürger Sachsen 

1191–1975. Gesammelt und bearbeitet von Ernst Wagner. Köln/Wien 21981, 105–106, hier 
106.
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zählen. Auch wenn da noch keine Reformation durchgeführt worden war, 
begann die Verbreitung reformatorischen Gedankenguts. Zwar gab es von 
katholischer Seite Bestrebungen zur Eindämmung, aber sie blieben ohne Er-
folg, da sich die katholische Kirche am Landtag orientieren musste.48 Auf den 
Versammlungen des Landtags 1544 und 1548 bekräftigte man die Rechte der 
Nationen.

Obwohl Siebenbürgen 1551 unter habsburgische Herrschaft geriet, war 
die Verbreitung der lutherischen Glaubensrichtung in Siebenbürgen nicht 
mehr zu verhindern. Auf dem Thorenburger Landtag von 1557 wurde des-
halb beschlossen, »daß jeder den Glauben behalten könne, den er wolle, ein-
schließlich der neuen und alten gottesdienstlichen Gebräuche, haben Wir 
[der Landtag, H. Ch. J.] es in Sachen des Glaubens ihrer Entscheidung über-
lassen, daß das geschehe, was ihnen beliebt. Dabei soll jedoch nicht irgendei-
nem anderen Unrecht zugefügt werden«.49

Diese Entscheidung zeigte die bereits beträchtliche Wirkung des lutheri-
schen Glaubensverständnisses auf dem Landtag. In der Tat war nicht die lu-
therische Konfession, sondern die katholische Kirche unter Druck, weshalb 
die Bestimmung auch eine Verordnung gegen Angriffe auf Katholiken bein-
haltete.50 Aufgrund der Landtagsbeschlusses 1552 hatten beide Parteien ein-
ander Ehrfurcht und Milde entgegenzubringen. Im Rahmen der Theorie war 
dabei die Rede von einer rechtlichen Toleranz des Luthertums in Form der 
Erlaubnis-Konzeption, da die wachsende Gruppe von Lutheranern ihre Über-
zeugung und Praktiken behalten durfte.

Kurz nach der erneuten Anerkennung der Zugehörigkeit des Fürstentums 
Siebenbügen zur Hohen Pforte gab der Landtag in Thorenburg 1557 der 
rechtlichen Entwicklung der religiösen Toleranz in Siebenbürgen einen wei-
teren Anstoß. Er beschloss: »Jeder soll mit den alten oder neuen Zeremonien 
jenen Glauben, welchen er will, befolgen, und keine der Konfessionen soll im 
Wetteifer mit der anderen in Rache oder Gewalttätigkeit verfallen.«51 Somit 
kam es in rechtlicher Hinsicht zur vollen Anerkennung des Luthertums. Zu 
jener Zeit verlor die katholische Kirche an Einfluss und blieb nur bei den 

48 Vgl. Ekkehard Völkl: Möglichkeiten und Grenzen der konfessionellen Toleranz dargestellt 
am Beispiel Siebenbürgens im 16. Jahrhundert. In: Ungarn-Jahrbuch 4 (1972) 46–60, hier 
49.

49 Der Thorenburger Landtag erkennt den Grundsatz der religiösen Toleranz an. In: Quellen 
zur Geschichte der Siebenbürger Sachsen 121–122, hier 121. 

50 Keul: Early Modern Religious Communities, 243.
51 Zitiert von Völkl: Möglichkeiten, 51.
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Szeklern dominant.52 Der Landtag etablierte die General- und Nationalsyn-
ode, in der theologische Fragen fortan von den Geistlichen in Siebenbürgen 
entschieden werden sollten. Hierzu schreibt Ludwig Binder, dass es zur Tren-
nung in einzelne Kirchengemeinschaften habe führen können, wenn die 
Geistlichen die Lehrentscheidungen in der Nationalsynode nicht einheitlich 
zu treffen imstande waren.53 Am wichtigsten war die Einheit des Fürstentums, 
die mit Hilfe religiöser Toleranz gefördert werden sollte.54

Diese Grundgedanken wirkten auf den Landtagen von Thorenburg und 
Weißenburg (Gyulafehérvár, Alba Iulia) von 1558, auf denen Religionsaus-
übung als ein freies Recht angesehen wurde, sofern man sich zur katholischen 
oder lutherischen Konfession bekannte. Zudem beschloss der Landtag, dass 
Streitigkeiten zwischen den beiden rezipierten Glaubensrichtungen vermie-
den werden sollten. Mit Blick auf die Theorie ist in der Gesetzgebung eine 
Art Koexistenz-Konzeption identifizierbar: Zur Abmilderung des Zwistes 
zwischen Katholiken und Lutheranern und zur Sicherstellung des friedli-
chen Zusammenlebens sollte die religiöse Toleranz dienen. Dabei spielte 
der Augsburger Religionsfrieden wohl eine richtungweisende Rolle. Wenn 
es auch Bemühungen um die zwei rezipierten Konfessionen gab, der auf-
blühende Calvinismus sollte hingegen nicht rechtlich anerkannt werden, da 
eine zusätzliche Glaubensrichtung Unruhe und Empörung hätte verursachen 
können.55 Gleichwohl bedeutete diese Verweigerung, dass heftige Debatten in 
Siebenbürgen entstanden. 

Aufgrund des dauerhaften Disputs zwischen den in ihrer Mehrheit calvi-
nistisch gewordenen Magyaren und den lutherischen Sachsen stand die reli-
giöse Toleranz auf dem Landtag 1564 zur Frage. Unter der Aufsicht des fürst-
lichen Rats wurde die Stellung zum Abendmahl debattiert, da die Lutheraner 
die Präsenz des Leibes Christi im Mahl bekannten, während die calvinisti-
schen Sakramentarier das Mahl bloß für ein Symbol hielten.56 Der Landtag 
befand, dass die Meinungsunterschiede unüberwindbar seien. In der Folge 
kam es zur Abspaltung in zwei protestantische Glaubensrichtungen in der 
Nationalsynode, woraufhin der Landtag entschied, dass jeder Partei freige-

52 Ebenda, 47.
53 Binder: Grundlagen, 55.
54 Katalin Péter: Studies on the History of the Reformation in Hungary and Transylvania. 

Edited by Gabriella Erdélyi. Göttingen 2018, 93.
55 Keul: Early Modern Religious Communities, 244.
56 Binder: Grundlagen, 81.
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stellt sei, sich an diesen protestantischen Glaubensrichtungen zu halten.57

Darüber hinaus wurde die Tätigkeit von Superintendenten der beiden protes-
tantischen Konfessionen erlaubt, und die protestantischen Pfarrer durften 
ihre Religion in Städten und Dörfern verkündigen. Dabei stand es jedem 
Einwohner eines Ortes frei, seine eigene Glaubensrichtung zu wählen. Damit 
durften mehrere protestantische Bekenntnisse in der Öffentlichkeit tätig sein, 
zugleich gab es auch eine individuelle Religionsfreiheit.58

Da die Unitarier, das heißt die Antitrinitarier und die Arianer, auf Kosten 
des Calvinismus im siebenbürgischen Fürstentum an Boden gewannen, be-
schloss der Thorenburger Landtag 1568, der unitarischen Glaubensgemein-
schaft das Öffentlichkeitsrecht und die gesetzliche Gleichberechtigung zuzu-
erkennen.59 Mit dem Beschluss von 1564 hatte der Landtag nicht nur den 
unitarischen Predigern religiösen Schutz gewährt, sondern bekräftigte auch 
die Religionsfreiheit der Kirchengemeinden. Diese Ausdehnung der gesetzli-
chen religiösen Toleranz ließ sich aufgrund uneindeutiger rechtlicher Formu-
lierungen über die Genehmigung von Konfessionen bewerkstelligen. In den 
Beschlüssen war kaum von den verschiedenen Glaubensrichtungen die Rede. 
Vielmehr waren sie so verfasst, dass die Unitarier mit verstanden werden 
konnten.60 Im Unterschied zum bisherigen protestantischen Disput kam es 
kaum zur Gegenwehr, da die unitarische Lehre sich nicht in einem ganz 
neuen Gewand zeigte.61 Damit gab es 1568 vier vom Landtag rechtlich aner-
kannte Konfessionen in Siebenbürgen: Katholizismus, Luthertum, Calvinis-
mus und Unitarismus hatten in rechtlicher Hinsicht Toleranz und Gleichbe-
rechtigung im Fürstentum Siebenbürgen erreicht. Damit galt die 
Respekt-Konzeption.

Schließlich traf sich der Landtag 1571, auf dem es nicht nur zur Bekräfti-
gung der individuellen Religionsfreiheit und Gleichberechtigung der vier re-
zipierten Konfessionen kam, sondern auch zur Tolerierung der Orthodoxie.62

Zwar hatte es Versuche zu deren Einschränkung gegeben. Doch letztlich 
zeigte es sich, dass das im Leben der rumänischen Bevölkerung tief verwur-
zelte orthodoxe Brauchtum nicht zu beseitigen war. Deshalb galt eine Erlaub-
nis-Konzeption, als der Landtag zu Thorenburg beschloss, die Orthodoxie zu 

57 Keul: Early Modern Religious Communities, 245.
58 Binder: Grundlagen, 88.
59 Völkl: Möglichkeiten, 48.
60 Binder: Grundlagen, 89.
61 Ebenda, 91.
62 Fata: Ungarn, 109.
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dulden.63 Indem sowohl die Toleranz und Gleichberechtigung der vier rezi-
pierten Konfessionen als auch die Erlaubnis der Orthodoxie im Gesetz veran-
kert wurden, war der Höhepunkt der religiösen Toleranz in Siebenbürgen 
erreicht. Dieser Zustand blieb allerdings nur bis 1572 bestehen, als der neuge-
wählte katholische Fürst Stephan Báthory den Eid auf das Augsburger Be-
kenntnis forderte und Maßnahmen gegen den Unitarismus einleitete.64

4. 3. Haltungen der wesentlichen Parteien zur gesetzlichen religiösen Toleranz
Bei der Beschäftigung mit religiöser Toleranz in Siebenbürgen zwischen 1542 
und 1571 sind nicht nur die Aspekte der Rechtslage von Bedeutung, sondern 
auch die Haltungen der wesentlichen Parteien zur legislativen religiösen To-
leranz im Fürstentum. 

4. 3. 1. Die Machthaber
Nach der Dreiteilung des ungarischen Reichsgebietes wiesen die Osmanen 
den Nachfolgern des Woiwoden Johann Zápolya das teilautonome Fürsten-
tum Siebenbürgen als Herrschaftsgebiet zu.65 Zwar besaßen die Stände im 
Landtag ein politisches Bestimmungsrecht. Aber die Fürsten waren in der 
Lage, auf die Landtagsbeschlüsse einzuwirken, und ihre Einstellungen als sä-
kulare Oberhäupter hatten in der siebenbürgischen Bevölkerung Gewicht.

Da Johann Zápolya zehn Tage nach der Geburt des Königssohns Johann 
Sigismund Zápolya bei einem Aufstand im Jahre 1540 gestorben war, regierte 
zuerst die Königswitwe Isabella Jagiellonica im Namen ihres unmündigen 
Sohnes.66 Obgleich die katholischen Kräfte in den ersten Jahren der Regent-
schaft Isabellas und zu Lebzeiten von deren Statthalter und Hofpfarrer Georg 
Martinuzzi heftigen Widerstand gegen die Ausdehnung der Reformation in 
Siebenbürgen leisteten, argumentierte die streng katholisch erzogene Isabella 
früh für gesetzliche Toleranz gegenüber den Lutheranern.67 Als Siebenbürgen 
1551–1556 unter habsburgische Herrschaft fiel, kam es sowohl zur Exilierung 
der Königsfamilie als auch zur Forderung nach der Einhaltung der habsbur-
gischen konfessionellen Aufteilung. Allerdings konnte die Königsfamilie nach 

63 Obschon die orthodoxe Kirche geduldet wurde, besaß sie nicht die gleichen Rechte wie die 
vier anerkannten Konfessionen. Damit war ihr Recht zum Bau von Kirchen eingeschränkt 
und ihre Besteuerungsmöglichkeit weniger gut ausgestattet.

64 Fata: Ungarn, 110.
65 Roth: Kleine Geschichte Siebenbürgens, 49.
66 Péter: Studies on the History of the Reformation, 91.
67 Ebenda, 91.
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dem Ende der kurzzeitigen Herrschaft des Hauses Habsburg zurückkehren, 
und Isabella adressierte 1557 die Nationen im Landtag, wo sie erklärte: »By 
our Royal Station and office we are obliged to protect all Churches.«68 Mit 
Billigung der Regentin erhob der Landtag die Gleichberechtigung vom Ka-
tholizismus und vom Luthertum zum Gesetz, verbot aber den Calvinismus. 
Isabellas Haltung zur gesetzlichen religiösen Toleranz stimmte vermutlich mit 
der Gleichberechtigung der Katholiken und Lutheraner in Form der Koexis-
tenz-Konzeption überein. Ihre Herrschaftszeit war von turbulenten politi-
schen und religiösen Entwicklungen geprägt; sie wollte sich nicht mit den 
zahlreichen lutherischen Anhängern und Sympathisanten verfeinden.69 Zu-
dem war Isabella ohnehin tolerant.70

Johann Sigismund übernahm nach dem Tod seiner Mutter 1560 die 
Herrschaft und verfolgte aufmerksam die Verbreitung der Reformation am 
Fürstenhof, wo auch mehrere Humanisten tätig waren. Ohne sich dauer-
haft festzulegen, sympathisierte Johann Sigismund mit den verschiedenen 
Konfessionen. Der König bekannte sich sogar zu den Konfessionen vom 
Katholizismus über Luthertum und Calvinismus bis zum Unitarismus, ohne 
jeweils länger als vier Jahre deren Anhänger zu bleiben.71 Dabei argumentiert 
der deutsche Historiker Ekkehard Völkl: »Wenn er sich nacheinander zu den 
einzelnen Glaubensrichtungen bekannte«, urteilte der deutsche Historiker 
Ekkehard Völkl, »so dürfte dieser inkonsequenten Haltung weniger eine echte 
Gewissensnot, sondern letztlich eher ein Hang zum religiösen Indifferentis-
mus zugrunde gelegen haben.«72 Trotz seiner wechselnden religiösen Zuge-
hörigkeiten bewahrte Johann Sigismund seine Parteilosigkeit. Ihm begegnete 
man mit viel Respekt, auf dem Landtag von 1564, als der Calvinismus aner-
kannt wurde, unter der Aufsicht des königlichen Rates. Schließlich verhalf er 
den Unitariern auf dem Landtag 1568 zur gesetzlichen Anerkennung.73 Ob-
wohl die Calvinisten und Unitarier die Unterstützung des Regenten für eine 
religiösen Gleichberechtigung hatten, behinderte er die anderen anerkannten 

68 Zitiert von Katalin Péter: Tolerance and intolerance in sixteenth-century Hungary. In: Bob 
Scribner – Ole Peter Grell: Tolerance and Intolerance in the European Reformation. Cam-
bridge 1996, 249–261, hier 256.

69 Völkl: Möglichkeiten, 48.
70 Die Historikerin Katalin Péter hat die Regentschaft von Isabella Jagiellonica tiefgreifend 

untersucht und dabei die These herausgearbeitet, dass die Regentin von den Gedanken ihres 
toleranten Vaters, Sigismund I. von Polen, beeinflusst worden sei. Vgl. Péter: Studies, 91–92.

71 Vgl. Völkl: Möglichkeiten, 53.
72 Ebenda, 53.
73 Ebenda.
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Konfessionen nicht.74 Bei Berücksichtigung seiner Einsätze für die gesetzliche 
Gleichberechtigung der neuen Konfessionen ist naheliegend, dass Johann 
Sigismunds Haltung zur religiösen Toleranz auf der Respekt-Konzeption 
beruhte. 

4. 3. 2. Die Humanisten
Der Humanismus verfügte über gute Entfaltungsmöglichkeiten im Fürsten-
tum Siebenbürgen, wo es zwei international geprägte humanistische Strö-
mungen gab. Die eine entwickelte sich in den Städten, vor allem in Kronstadt 
(Brassó, Braşov); als ihre hervorragendsten Vertreter galten der Ratsherr Jo-
hannes Honterus sowie sein Schüler und Mitarbeiter Valentin Wagner. Die 
andere Richtung fand ihre Vertretung am Fürstenhof Johann Sigismunds; zu 
ihren Repräsentanten zählten Adrian Wolfhard und Johannes Sommer.75

Der Humanismus sei, so Ludwig Binder, Wegbereiter der Reformation in 
Siebenbürgen gewesen und habe die toleranten Gesetzesbeschlüsse beein-
flusst.76 Zu den prominentesten Humanisten gehörte der erasmianisch ge-
sinnte Johannes Honterus, der mit der Herausgabe seines „Reformations-
büchleins“ 1542 die Grundlage für die Einführung der lutherischen Lehre in 
Kronstadt, somit für die allgemeine Anerkennung der neuen Lehre schuf.77

Obwohl Honterus die Auflösung mittelalterlicher Intoleranz durch Wissen 
und Moral förderte, war er selbst nicht frei von Intoleranz, da er gegen die 
Hartnäckigkeit der Feinde des Testaments Christi sprach. Dabei vertrat er die 
Meinung, ein Ketzer werde vor dem Gericht Gottes stehen und solle nicht 
einem kirchlichen Ketzergericht übergeben werden.78 Ludwig Binder zufolge 
ist seine persönliche Haltung zu Toleranz und Intoleranz anhand der spärli-
chen Quellen zu seinen theologischen Urteilen in vorreformatorischer Zeit 
schwer zu bewerten. Außer Frage steht, dass die siebenbürgische gesetzliche 
religiöse Toleranz entsprechend der Respekt-Konzeption in nicht unerhebli-
chem Maße durch humanistisches Gedankengut ermöglicht wurde.79

74 Keul: Early Modern Religious Communities, 255.
75 Ute Monika Schwob: Siebenbü rgische Humanisten am Ofener Jagiellonenhof. In: Sieben-

bürgen als Beispiel europäischen Kulturaustausches. Hg. Paul Philippi. Köln [u. a.] 1975, 
81–90, hier 81. 

76 Binder: Grundlagen, 25.
77 Aus dem Reformationsbüchlein von Johannes Honterus für Kronstadt und das Burzenland. 

In: Quellen zur Geschichte der Siebenbürger Sachsen 106–111.
78 Binder: Grundlagen, 28–29.
79 Keul: Early Modern Religious Communities, 250–252.
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4. 3. 3. Die drei Nationen
In Siebenbürgen kann im Wesentlichen von drei konstitutionell relevanten 
Gruppen ausgegangen werden. Bereits im Jahr 1437 fanden die Nationen der 
Magyaren, Sachsen und Szekler zu einer brüderlichen Union im teilautono-
men Fürstentum Siebenbürgen zusammen. Obwohl sie verschiedenen Kon-
fessionen angehörten, verstanden sie sich als eine Einheit in ihrer Verschie-
denheit.80 Damit bestand das politische System aus Nationen, deren Handeln 
auf gegenseitigem Verständnis beruhte.

Die Nationen Siebenbürgens repräsentierten drei Territorien, die bei aller 
Unterschiedlichkeit der Konfessionen plurikonfessionell waren: Im Fall der 
Sachsen waren die Standesangehörigen lutherisch, aber nicht alle Lutheraner 
Angehörige dieses Standes. Die Calvinisten waren überwiegend ungarisch-
sprachig, jedoch gehörten sie auch zu den Szeklern oder lebten auf ihren 
Territorien. Ähnliches galt für den Unitarismus.81 Trotz der konfessionellen 
und ethnischen Heterogenität in den einzelnen Territorien habe es nach Ist-
ván Keul in der Regel keine regulierenden Eingriffe in die Reformationspro-
zesse auf territorialer Ebene gegeben.82 Trotz dünner Quellengrundlage zu 
diesem Thema bietet sich die Schlussfolgerung an, dass die Nationen zur 
territorialen konfessionellen Pluralität eine Haltung der Respekt-Konzeption 
einnahmen.

Die drei Nationen waren durch den Landtag vertreten und gewannen 
großen Einfluss auf die politischen Geschehnisse im Fürstentum. Aufgrund 
der Beschlüsse des Landtags von 1542 gehörte die Religiosität zu den inneren 
Angelegenheiten der Nationen, und die Religionspolitik wurde hauptsächlich 
von den Nationen betrieben. Somit war es dem politischen Gewicht der Na-
tionen zuzuschreiben, dass sich das Luthertum gegen den Willen der katholi-
schen Kräfte durchsetzte, da die gesetzliche Anerkennung der neuen Glau-
bensrichtung umsetzbar war, nachdem die Lutheraner eine breite Basis und 
nachdrückliche Vertretung im Landtag erreicht hatten.83 Diese Strukturen 
ermöglichten die gesetzliche Anerkennung vom Calvinismus und Unitaris-
mus. So kam die im Gesetz verankerte Gleichberechtigung der vier Konfessi-
onen sowohl infolge der politischen Strukturen im Landtag als auch der 

80 Ebenda, 52.
81 Roth: Kleine Geschichte Siebenbürgens, 58–59.
82 Keul: Early Modern Religious Communities, 258–260.
83 Fata: Ungarn, 108.



H.  Ch .  Jens en :  Rel ig iö s e  Tol e ranz  im  p lur ikonfe s s ionel l en  S i ebenbürgen 195

Haltung der Nationen zustande. Da die Nationen als Pufferstaat zwischen 
habsburgischer und osmanischer Herrschaft sich behaupten wollten, vermie-
den sie innere Spannungen. Wegen dieses Beweggrundes förderten die Nati-
onen die gesetzliche Toleranz in Form der Respekt-Konzeption. In der Tat 
entwickelten die Nationen ein Gespür dafür, bis zu welchem Ausmaß Span-
nungen wachsen durften, ohne die Existenz des Fürstentums Siebenbürgen zu 
gefährden.84

4. 3. 4. Die Geistlichkeit
Grundsätzlich waren die Ereignisse um die Mitte des 16. Jahrhunderts von 
verschiedenen reformatorischen Strömungen geprägt, welche die katholische 
Kirche nicht dulden wollte. Die Katholiken waren aber nicht imstande, einen 
effektiven Widerstand zu leisten. Vielmehr kam es zu heftigen Auseinander-
setzungen zwischen den neuen Konfessionen.

Die katholische Kirchenorganisation war in Siebenbürgen stark, denn drei 
Viertel der Bewohner waren katholischen Glaubens. Die Niederlage von 
Mohács 1526 hatte jedoch dem Katholizismus einen harten Schlag versetzt. In 
der Schlacht waren nicht nur wichtige Bischöfe gefallen. Im Laufe der 1550er 
Jahre konvertierten fast alle Adligen zum neuen Glauben, und die politische 
Lage der Katholiken verschlechterte sich.85 Die Toleranzrelation bedeutete, 
dass eine protestantenfeindliche Politik nicht möglich war, da die Katholiken 
auf die zunehmend protestantischen Nationen Rücksicht nehmen mussten. 
Als der Landtag von Thorenburg 1557 die General- und Nationalsynode 
sowie die Neutralität des Amtes verordnete, konnten sich die Katholiken nicht 
mehr beteiligen: Unter Berufung auf die Religionsfreiheit wurde die Ernen-
nung katholischer Bischöfe verhindert und die Hierarchie der katholischen 
Kirche löste sich auf. Um 1570 war der Katholizismus fast völlig verdrängt: 
Rund 90 Prozent der Angehörigen der Nationen waren Anhänger protestan-
tischer Konfessionen.86

Zwischen den protestantischen Glaubensrichtungen kam es zur Auseinan-
dersetzung über die Gleichberechtigung und die tolerierten Praktiken. Zwar 
bauten die Lutheraner in den 1550er Jahren ihre Position aus und erreichten 

84 Völkl: Möglichkeiten, 52.
85 János Karácsonyi: Die konfessionellen Verhältnisse in Siebenbürgen und den angeschlosse-

nen Gebieten (1526–1571). In: Kirche – Staat – Nation. Eine Geschichte der katholischen 
Kirche Siebenbürgens vom Mittelalter bis zum frühen 20. Jahrhundert. Hgg. Joachim 
Bahlcke, Krista Zach. München 2007, 41–52, hier 43–47.

86 Fata: Ungarn, 58.
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1557 die rechtliche Anerkennung. Dennoch fand 1559 die erste protestanti-
sche Spaltung statt, als sich führende Lutheraner mit einem Großteil des un-
garischen Adels dem Calvinismus anschlossen.87 Allerdings hatten die Calvi-
nisten zunächst zu wenig Anhänger, um ihre Stimme im Landtag geltend 
machen zu können. Zudem wurde eine zugespitzte Auseinandersetzung zwi-
schen den Calvinisten und den Lutheranern in der Nationalsynode eingelei-
tet. Ihr Angelpunkt waren die unterschiedlichen Auffassungen vom Herren-
mahl. Bei den Lutheranern galt die leitende These der Abendmahlslehre, nach 
der »mit Brot und Wein wahrhaftig und wesentlich zugegen sei und darge-
reicht und empfangen werde der Leib und das Blut Christi«.88 Dagegen glaub-
ten die ungarischen Calvinisten, die Gegenwart Christi werde nur virtuell 
angenommen, versinnbildlicht durch den Heiligen Geist.89 Trotz langandau-
ernder Debatten in der Nationalsynode waren die Toleranzparteien nicht in 
der Lage, zu einer gemeinsamen Haltung zu kommen. Deshalb wurden auf 
dem Landtag von 1564 die Calvinisten gesetzlich anerkannt und die Lehrfrei-
heit in jeder Stadt und jedem Dorf beschlossen.90 Die spätere Anerkennung 
der unitarischen Strömung verlief ohne größere Auseinandersetzungen. Die 
rezipierten Konfessionen folgten den gesetzlichen Bestimmungen über religi-
öse Toleranz. Allerdings brachten die Calvinisten noch 1571 ihre kritische 
Haltung zur lutherischen Abendmahlslehre zum Ausdruck.91

Wenn nun die protestantischen Konfessionen trotz unterschiedlicher Auf-
fassungen über das Herrenmahl letztlich die Landtagsbestimmungen in Form 
einer Respekt-Konzeption akzeptierten und einander tolerierten, so lag die 
theologische Begründung wohl an den gleichartigen Grundelementen der 
reformatorischen Glaubensrichtungen. Bei den reformatorischen Kirchen 
waren die rechte Lehre und die sachgemäße Verwaltung der Sakramente vor-
rangig. Im Gegensatz dazu stand bei den mittelalterlich-traditionellen Kir-
chen die Autorität im Vordergrund, die das Heil vermittelte.92 Als die Tole-
ranzsituation zugunsten der protestantischen Konfessionen ausfiel, blieben 
die orthodoxen Rumänen formell ausgeschlossen, obwohl sie praktisch – und 

87 Ebenda, 104.
88 Zitiert von Gustav Gündisch: Zur Vorgeschichte der Spaltung im siebenbürgischen Protes-

tantismus. In: Ders.: Aus Geschichte und Kultur der Siebenbürger Sachsen. Ausgewählte 
Aufsätze und Berichte. Köln [u. a.] 1987, 275–283, hier 276.

89 Ebenda.
90 Fata: Ungarn, 105.
91 Ebenda, 109.
92 Binder: Grundlagen, 163.
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ab 1571 gesetzlich – geduldet wurden. Dabei ist zu beachten, dass der sieben-
bürgische modus vivendi weniger einem konfessionellen Geist der Duldsam-
keit, als vielmehr einer rechtlichen Regelung entsprang. Während die katholi-
sche, die lutherische, die calvinistische und die unitarische Religion gesetzlich 
gleichberechtigt wurden, verblieben manche Christen, Nichtchristen und 
Atheisten im Fürstentum Siebenbürgen außerhalb des Verfassungssystems.

5. Fazit

Die heutige Perzeption von religiöser Toleranz ist ziemlich fortgeschritten. 
Doch für eine historische Untersuchung der frühneuzeitlichen religiösen To-
leranz gilt Siebenbürgen als beinahe unübersehbar. Im Fürstentum kam es 
zwischen 1542 und 1571 zum Erlass mehrerer Dekrete zur religiösen Tole-
ranz: 1557 wurde die volle Gleichberechtigung vom Katholizismus und vom 
Luthertum beschlossen, 1564 erhielt der Kalvinismus, 1568 der Unitarismus 
den gleichen Status. Darüber hinaus wurde hier in der europäischen Verfas-
sungsgeschichte erstmals individuelle Religionsfreiheit zugesichert. War die 
siebenbürgische Gesetzgebung bis zu einem gewissen Grad tolerant, so spiel-
ten dabei sowohl die äußere politische Situation als auch die inneren struktu-
rellen Antriebskräfte eine wesentliche Rolle. Auf der außenpolitischen Ebene 
überließ die osmanische Oberhoheit dem teilautonomen Fürstentum die 
selbständige Verwaltung seiner inneren Angelegenheiten, während auf der 
innenpolitischen Ebene die verfassunggebenden Landtage für die Gesetzesbe-
schlüsse zuständig blieben. Diese Landtage bestanden aus Deputierten der 
drei ständischen Nationen, die sich zur brüderlichen Union zusammengefun-
den hatten und ein wechselseitiges Verständnis anstrebten. 

Damit nahmen die siebenbürgischen Toleranzgesetze schrittweise eine 
Form der Respekt-Konzeption an, da die Dekrete eine Anerkennung der re-
zipierten Konfessionen als tolerierte und gleichberechtigte Mitglieder der 
siebenbürgischen Gesellschaft trotz ihrer unterschiedlichen religiösen Über-
zeugungen forderten. Dieses geschah, obwohl katholische Kräfte die reforma-
torischen Strömungen zunächst nicht dulden wollten. Zudem vertraten die 
protestantischen Konfessionen kritische Haltungen, auch wenn sie die gesetz-
lichen Bestimmungen akzeptierten. Das humanistisch beeinflusste Fürsten-
haus stimmte nicht nur den Toleranzgesetzen zu, die Fürsten setzten sich 
auch für die neuen Konfessionen ein. Außerdem führten die Einheitsbestre-
bungen der Nationen im Landtag angesichts der bedrohlichen außenpoliti-
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schen Lage Siebenbürgens zur Tolerierung religiöser Unterschiede, sofern die 
zu tolerierenden Konfessionen über eine breite Basis in Land und Landtag 
verfügten.

Wenn das Konfessionalisierungsparadigma auf die Entwicklung im teilau-
tonomen Fürstentum Siebenbürgen angewendet werden kann, dann ist diese 
Arbeit ein Plä doyer dafür, nicht nur die Rollen der Akteure in der Konfessio-
nalisierung, sondern auch ihre relevanten Haltungen zu beachten.






